1992 im Spiegel bildungspolitischer Veränderungen in den ostdeutschen Bundesländern by Martini, Renate
Martini, Renate
1992 im Spiegel bildungspolitischer Veränderungen in den ostdeutschen
Bundesländern. 
Zeitschrift für Bildungsverwaltung 7 (1992) 3, S. 19-31
urn:nbn:de:0111-opus-7090
   
   
Nutzungsbedingungen
pedocs gewährt ein nicht exklusives, nicht übertragbares, persönliches und beschränktes Recht auf Nutzung
dieses Dokuments. Dieses Dokument ist ausschließlich für den persönlichen, nicht-kommerziellen Gebrauch
bestimmt. Die Nutzung stellt keine Übertragung des Eigentumsrechts an diesem Dokument dar und gilt
vorbehaltlich der folgenden Einschränkungen: Auf sämtlichen Kopien dieses Dokuments müssen alle
Urheberrechtshinweise und sonstigen Hinweise auf gesetzlichen Schutz beibehalten werden. Sie dürfen
dieses Dokument nicht in irgendeiner Weise abändern, noch dürfen Sie dieses Dokument für öffentliche oder
kommerzielle Zwecke vervielfältigen, öffentlich ausstellen, aufführen, vertreiben oder anderweitig nutzen.
Mit dem Gebrauch von pedocs und der Verwendung dieses Dokuments erkennen Sie die
Nutzungsbedingungen an.
   
Kontakt:
peDOCS
Deutsches Institut für Internationale Pädagogische Forschung (DIPF)
Informationszentrum (IZ) Bildung
Schloßstr. 29, D-60486 Frankfurt am Main
eMail: pedocs@dipf.de
Internet: www.pedocs.de
Renate Martini 
1992 im Spiegel bildungspolitischer Veränderungen 
in den ostdeutschen Bundesländern 
Bei der Neugestaltung des Schulwesens in den ostdeutschen Bundeslän­
dern wird man über einen längeren Zeitraum damit beschäftigt sein, bil­
dungspolitische Entscheidungen in die Praxis umzusetzen und dafür moder­
ne Formen - und das nicht nur im Verhältnis zur DDR-Schule - zu suchen 
und zu finden. 
Die Veränderungen in den neuen Bundesländern, die Suche nach neuen 
Zielen, Inhalten, Methoden und Formen Schule zu gestalten, "bedeutet eine 
unerhörte - mit der alten Bundesrepublik nicht vergleichbare - Offenheit." 1 
Diese Offenheit enthält - noch - die Chance, Reformimpulse für die gesamt­
deutsche Schullandschaft zu geben. Auch wenn Bildungsaufgaben in Län­
derregie zu lösen sind, wäre es u.a. auch mit Blick auf den Prozeß der deut­
schen Vereinigung fatal, die Notwendigkeit von Erneuerungen territorial auf 
das Gebiet der ehemaligen DDR zu begrenzen. Tradierte Schulstrukturen 
mit ihren Zielen und Inhalten bedürfen von Zeit zu Zeit einer grundlegenden 
Überarbeitung, um den gesellschaftlichen Anforderungen an die Schule ge­
recht werden ZU können. Daß gegenwärtig aus nationalen, europäischen und 
internationalen Gründen ein solcher Handlungsbedarf besteht - und das nicht 
nur für das Schul-, sondern für das gesamte Bildungswesen in der Bundesre­
publik Deutschland - soll hier nicht weiter ausgeführt werden. 
Nachdem 1991 für die ostdeutschen Bundesländer Brandenburg, Meck­
lenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen die Schul­
bzw. Schulreformgesetze durch die jeweiligen Landtage verabschiedet wur­
den, war das Schuljahr 1991/92 von der Einrichtung der entsprechenden 
Schul arten und dem Aufbau inhaltlich-organisatorischer Rahmenbedingun­
gen bestimmt Hinzu kamen u.a. so gewichtige Aufgaben wie die Ausarbei­
tung und Einführung neuer Rahmenrichtlinien, die Arbeit mit neuen Schul­
büchern und Unterrichtsmaterialien, die Fort- und Weiterbildung der Lehrer, 
die Neugestaltung der Lehrerausbildung, der Aufbau der Schulaufsichtsbe­
hörden ... Auch die Eltern waren durch die Wahl des Bildungsweges für ihr 
Kind vor eine völlig neue, aus der DDR-Zeit nicht gekannte Situation ge­
steIlt 
Damit ist aber nur der äußere Rahmen zur Neugestaltung des Schulwe­
sens in den ostdeutschen Bundesländern abgesteckt. Das, was ein "gute" 
Schule in der Praxis ausmacht, kann nur vor Ort, unter Beachtung der terri-
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torialen und individuellen Bedingungen, verwirklicht werden. Dabei geht es 
u.a. darum, Bedingungen für kindliche Arbeitsleistungen zu schaffen, den 
Lernprozeß so zu gestalten, daß Lernen Freude bereitet und die Schüler spü­
ren, daß es um ihre eigene Entfaltung, ihre Interessen geht, sowie die Bega­
bungen jedes Kindes zu finden und zu fördern.2 
Auf der Grundlage der von den einzelnen Bildungs- bzw. Kultusministe­
rien in den ostdeutschen Bundesländern herausgegebenen und öffentlich zu­
gänglichen Materialien gibt der folgende Beitrag einen kurzen Überblick 
über einige in diesem Jahr vollzogenen bzw. eingeleiteten Veränderungen. 
Dabei werden insbesondere die Bereiche Vorschule, Allgemeinbildendes 
Schulwesen sowie Lehrerbildung untersucht. Aufgrund des unterschiedli­
chen Handlungsbedarfs in den einzelnen Ländern, der Vielfalt zu treffender 
Entscheidungen, aber auch der unterschiedlichen Materiallage können nur 
einige Aspekte aus den genannten Bildungsbereichen aufgegriffen und quan­
titativ möglicherweise nicht ganz ausgewogen dargestellt werden. 
Quellen beziehen sich insbesondere auf statistische Angaben u.ä. aus den 
einzelnen Ländern. Auf weiterführende Literatur, insbesondere Gesetze, 
Verordnungen, Erlasse, verweist meine Publikation "Zum Bildungsrecht in 
den ostdeutschen Bundesländern: Gesetze, Rechtsverordnungen, Verwal­
tungsvorschriften; eine Übersicht", zu beziehen am DIPF. 
Vorschulische Erziehung 
Die in den ostdeutschen Bundesländern bis Mitte des Jahres 1992 verab­
schiedeten Kita-Gesetze geben den Kindertageseinrichtungen einen ihnen 
bislang nicht gekannten Auftrag. Alle Aktivitäten sind gleichsam darauf ge­
richtet, die Erziehung des Kindes in der Familie zu ergänzen und zu unter­
stützen. Damit wird im Gegensatz zur DDR, wo gesellschaftliche Prämissen 
im Vordergrund standen, auf die Entfaltung der Persönlichkeit des Kindes 
orientiert und der Lebens- und Erziehungsraum der Familie stärker berück­
sichtigt. Weitere Schwerpunkte bilden u. a. die altersgerechte Förderung der 
Gesamtentwicklung des Kindes und die Herausbildung der Fähigkeit zur Ge­
meinschafts- und Zusammenarbeit 
In allen ostdeutschen Bundesländern besteht ein Rechtsanspruch auf den 
Besuch eines Kindergartens, der freiwillig wahrgenommmen werden kann. 
Kindertageseinrichtungen stehen in der Obhut der Kommunen bzw. in 
freier Trägerschaft Gemäß des Auftrages soIlen sich die Betreuungsangebo­
te pädagogisch und organisatorisch an den Bedürfnissen der Kinder und 
ihrer Familien orientieren. Die Elternbeiträge sollen sozialverträglich gestal­
tet und nach dem Einkommen der Erziehungsberechtigten und der Anzahl 
der Kinder in Tageseinrichtungen gestaffelt werden. 
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Wesentliche Unterschiede zwischen den einzelnen Bundesländern be­
stehen in bezug auf die Finanzierung der Kindertageseinrichtungen. In Bran­
denburg übernimmt das Land 50 Prozent der Kosten für das notwendige 
pädagogische Personal. Die restlichen Kosten für Kindertagesstätten haben 
die Träger und die Eltern aufzubringen.3 In Mecklenburg-VOrPommern wer­
den vom Land Festbeträge von 270 DM für einen Krippenplatz und 165 DM 
für einen Kindergartenplatz zur . Verfügung gesteIlt 4 In Sachsen gibt das 
Land zu den durchschnittlichen Betriebskosten, die sowohl Personal- als 
auch Sachkosten beinhalten, einen 4O-prozentigen Zuschuß bei Kinderkrip­
pen sowie einen 37,5-prozentigen Zuschuß bei Kindergärten. Die Eltern be­
teiligen sich mit 20 Prozent an den Betriebskosten für einen Krippenplatz 
und mit 25 Prozent an denen eines Kindergartenplatzes.5 Das Land Sachsen­
Anhalt gewährt den Trägem von Kindertageseinrichtungen einen Zuschuß 
von 60 Prozent zu den Personalkosten. Der Elternbeitrag wird vom zuständi­
gen Jugendamt für ein KalendeIjahr festgelegt. Er beträgt für aUe Tagesein­
richtungen einheitlich 20 Prozent der Personalkosten. EItern mit zwei Kinder 
beteiligen sich daran mit zwei Dritteln, jene mit drei Kindern zu einem Drit­
tel.6 In Thüringen gewährt das Land einen monatlichen Zuschuß von 150 
DM pro Kindergartenplatz für anerkanntes FachpersonaI. Der restliche Be­
trag ist von den zuständigen Gemeinden zu zahlen. Die Eltern tragen maxi­
mal 50 Prozent der Sachkosten.7 
In Berlin werden die Gebühren für Kita- und Hortplätze zum 1. Januar 
'93 erhöht. Während Eltern im Ostteil bislang einheitlich 60 Mark zahlten, 
kommt auf sie nun eine Steigerung um bis zu 430 Mark, gestaffelt nach Ein­
kommen, zu. Im Westteil erhöhen sich die Gebühren zwischen 30 und 180 
Mark. 8 Eine solch enonne Erhöhung als sozialverträglich zu bezeichnen, 
bleibt den Betroffenen überlassen. 
Obgleich sich die Arbeit der Vorschuleinrichtungen nunmehr an den Be­
dürfnissen der Kinder und Familien orientiert, könnte auf grund des Finan­
zierungsanteiles der Eltern möglicherweise davon Abstand genommen wer­
den, die Kinder unter sinnvoller Anleitung zum Spielen und spielendem Ler­
nen auf die Schule vorzubereiten.9 Durch die Finanzierungsfonnen, die ins­
besondere für die kommunalen Träger große Aufwendungen bedeuten, 
könnte auf grund starker finanzieIler Belastungen qualifiziertes Personal nur 
in begrenztem Maße eingesteIlt werden. Das kann gravierende Folgen für 
die Qualität der pädagogischen Arbeit in den Kindertageseinrichtungen nach 
sich ziehen. 
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Allgemeinbildendes Schulwesen 
Nachdem in den ostdeutschen Bundesländern im Schuljahr 1991/92 die 
neuen Schulstrukturen eingeführt wurden, treten nun inhaltliche Gestal­
tungsmomente stärker in den Vordergrund. Eine Ausnahme bildet der Frei­
staat Sachsen insofern, als deren im Schulgesetz von 1991 festgelegte Schul­
struktur erst mit dem jetzt begonnenen Schuljahr eingerichtet wird. 
Folgende Einschätzungen und Veränderungen werden aus Veröffentli­
chungen der einzelnen Bildungs- bzw. Kultusministerien deutlich: 
In Brandenburg haben erstmals die Schülerinnen und Schüler der sech­
sten Klassen gemeinsam mit ihren Eltern über die weitere Schullaufbalm 
entschieden. 54 Prozent von ihnen werden eine Gesamtschule, 31 Prozent 
ein Gymnasium und 15 Prozent eine Realschule besuchen.10 Damit unter­
scheidet sich Brandenburg wesentlich von den anderen ostdeutschen Bun­
desländern, in denen Gesamtschulen nur bedingt oder gar nicht aufgebaut 
werden. Dort ist der Wunsch, ein Gymnasium zu besuchen, erheblich grö­
ßer. 
Mit Beginn des Schuljahres 1992/93 wird für rund 10.000 Schüler der 
Klassen 7 bis 10 die Möglichkeit geschaffen, nachmittags in der Schule Be­
tätigungsfelder entsprechend den individuellen Interessen zu finden. Dazu 
wurden Anträge von 42 der insgesamt 461 Schulen der Sekundarstufe I aus 
17 Kreisen des Landes bestätigt, bei denen es sich ausschließlich um Ge­
samtschulen handelt Das Konzept der Ganztagsbetreuung sieht vor, daß die 
Schüler an drei oder vier Wochentagen nach Unterrichtsende bis 16 Uhr un­
ter Angeboten auswählen können, durch die sie im, Unterricht erworbene Er­
kenntnisse vertiefen und erweitern können. Außerdem können sie offene 
Freizeitangebote wahrnehmen und an Arbeitsgemeinschaften teilnehmen, 
die ihre ganz individuellen, außerhalb des Unterrichts liegenden Interessen 
ansprechen.ll 
Damit wird der Versuch unternommen, der Schule insofern eine neue 
Qualität zu geben, als sie über den Rahmen einer Bildungsstätte im Sinne 
des Unterrichts hinaus Möglichkeiten zur Freizeitgestaltung der Jugendli­
chen schafft, Interessen weckt und fördert sowie zu einem Ort der außerun­
terrichtlichen sozialen Kommunikation wird. Auch wenn die Beteiligung 
von knapp elf Prozent der möglichen Schulen zunächst als ein bescheidener 
Anfang erscheinen mag, wird auch im Bereich der Schule die Chance ge­
nutzt, mit Aktivitäten, konkreten Angeboten Jugendliche anzusprechen und 
Problemen, die sich um das Thema "Gewalt unter Jugendlichen" subsumie­
ren lassen, aktiver zu entgegnen. 
Im jetzt laufenden Schuljahr beginnt der Modellversuch "Lebensgestal­
tung-Ethik-Religion" unter Beteiligung der Evangelischen Kirche. Anliegen 
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des heftig umstrittenen Versuches ist es, Kindern und Jugendlichen das ge­
meinsame Gespräch über wichtige Lebensfragen zu ermöglichen, ohne sie 
dabei in Gruppen von Christen und Nichtchristen zu teilen. Die Evangeli­
sche Kirche wird sich zunächst für ein Jahr an 20 der 44 ausgewählten Schu­
len am ModelIversuch beteiligen, was eine Integration in die inhaltliche und 
organisatorische Planung einschließt. Vertreter dieser Kirche werden am 
ModelIversuch mitarbeiten und innerhalb der staatlichen Schulen Religions­
unterricht für interessierte Schülerinnen und Schüler erteilen. 12 
Alle Schüler der 9. Klassen alIer Schulformen, die am Unterricht im 
Fach Arbeitslehre teilnehmen, erhalten mit Beginn des neuen Schuljahres 
Gelegenheit, im Rahmen von zwei-, maximal dreiwöchigen Betriebspraktika 
einen Einblick in die Berufs- und Arbeitswelt zu bekommen. Das Praktikum 
findet in Betrieben und Einrichtungen statt, in denen in anerkannten Berufen 
ausgebildet wird. Bei der Aufteilung der Praktikumsstellen soHen Schüler­
wünsche Berücksichtigung fmden.13 
Auch in diesem Zusammenhang wird der Bruch mit der DDR-Schule 
und ihren verordneten Praktiken deutlich. Die mit dem polytechnischen Un­
terricht verbundenen Tätigkeiten fanden ausschließlich in jenem Betrieb 
statt, mit dem die jeweilige Schule entsprechende Vereinbarungen abge­
schlossen hatte. Die Aufteilung der Schüler auf die einzelnen Arbeitsberei­
che erfolgte nicht auf der Grundlage von Schülerwünschen. Ein Kriterium 
für den Schülereinsatz war die Einführung der Schüler in möglichst viele 
Produktionsbereiche. Die produktive Tätigkeit von Schülern wurde aber 
auch dazu genutzt, Produktionslücken des Betriebes durch "Hilfskräfte" zu 
schließen. 
Das Fach Astronomie, das zunächst ersatzlos aus dem Fächerkanon des 
al1gemeinbildenden Unterrichts gestrichen wurde, wird vorerst in Form von 
Arbeitsgemeinschaften wieder an Schulen des Landes Brandenburg zurück­
kehren. Die hohe fachliche Kompetenz einer Vielzahl von Lehrkräften, die 
qualitativ gute Ausstattung der Schulen mit Fernrohren und anderen Lern­
mitteln sowie das Vorhandensein von ausgebauten Beobachtungseinrichtun­
gen sind Gründe, dieses Fach in einem weiteren Schritt wieder als reguläres, 
eigenständiges Unterrichtsfach in die Sekundarstufe I und II aufzunehmen.14 
Mit Beginn des Schuljahres 1992/93 wird die gymnasiale Oberstufe mit 
den Klassen 11 bis 13 - es sei daran erinnert, daß Brandenburg das einzige 
der neuen Bundesländer ist, in dem das Abitur in Klasse 13 abgelegt wird -
jahrgangsweise aufgebaut. An 129 Schulen nehmen 9.300 Schüler in über 
380 Klassen die Möglichkeit wahr, sich auf das Abitur vorzubereiten. Damit 
haben sich 41,2 Prozent der Absolventen der 10. Klassen des Schuljahres 
1991/92 für den hochschulvorbereitenden Bereich entschieden. 60 Prozent 
der angehenden Abiturienten gehen diesen Weg am Gymnasium. 18,3 Pro-
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zent absolvieren die gymnasiale Oberstufe an einer Gesamtschule und 12
Prozent der diesjährigen 11. Klassen besuchen ein Oberstufenzentrum.15 
Damit werden, wie auch in Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen,
Beispiele gegeben, den Bildungsweg bis zum Abitur in höherem Maße
durchlässig zu gestalten. In den alten und neuen Bundesländern, auch dort, 
wo eine starke, insbesondere nach Leistungsaspekten gegliederte Schulstruk­
tur dominiert, ist auf der Grundlage der Gesetzgebung der Weg zum Abitur
prinzipieII für jedes Kind möglich. Die Niveaudifferenzierungen zwischen
den einzelnen Schul arten sind aber praktisch kaum dazu geeignet, einen
Hauptschüler mit sehr guten Ergebnisse zum Übergang auf das Gymnasium
zu ermutigen.16 
Die ca. 11 700 Schüler derzeitiger 11. und 12. Klassen können im Rah­
men von Übergangsregelungen das Abitur noch auf der Basis des DDR­
Rechts ablegen. Dieser Abschluß ist durch Beschluß der Kultusministerkon­
ferenz bundesweit als gleichwertig mit den Hochschul-Zugangsberechtigun­
gen der alten Bundesländer anerkannt. 
Der von den Eltern zu erbringende Anteil bei der Schulbuchbeschaffung
bleibt im Vergleich zum zurückliegenden Schuljahr konstant. In den Klassen
1 bis 4 bezahlen die Eltern je Kind 17 DM. Für die Klassen 5 und 6 der
Grundschule, die Klassen 7 bis 10 der Sekundarstufe I sowie die Klassen 11
bis 13 der Sekundarstufe Ir sind jeweils 38 DM zu entrichten. Bei Eltern mit
drei und mehr Kindern wird der Betrag vom dritten Kind an um 50 Prozent
ermäßigt, wenn drei Kinder eine Schule besuchen. Eltern, die Sozialhilfe
empfangen, sind vom Eigenanteil befreit17 
In Mecklenburg-Vorpommern haben die Rahmenrichtlinien aus dem
Schuljahr 1991/92 im aIIgemeinen weiterhin Gültigkeit, lediglich für die er­
ste und zweite Fremdsprache wurden neue Pläne erarbeitet. Mit Beginn des
neuen Schuljahres wurde eine andere Stundentafel eingeführt In ihr wird
Heimat- und Sachkunde als eigenständiges Fach in der Grundschule ausge­
wiesen. Gleichzeitig wird das bisher eigenständige Fach Schulgarten mit
seinen Inhalten und Stundenzahl in das neue Fach eingebunden. In den wei­
terführenden aIIgemeinbildenden Schulen gibt es im wesentlichen nur eine
Veränderung von Themenschwerpunkten für die einzelnen Klassenstufen,
insbesondere für die Unterrichtsfächer Biologie, Geographie und Geschich­
te.18 
Für die Orientierungsstufe ist eine stärkere Akzentuierung der Ziele der­
art beabsichtigt, daß die Schüler an Lernangebote und Unterrichtsmethoden
der jeweiligen Schulart herangeführt werden. Der Schüler soU seine Lei­
stungsfähigkeit in bezug auf die Anforderungen der Schulart erproben, die
vorher von ihm und seinen Eltern ausgewählt wurde. Diese Erprobungspha­
se wird in aUen Schul arten als Versetzungseinheit gestaltet. Am Ende de
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
r 
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Orientierungsstufe gehen alle Schüler in die Klassenstufe 7 einer für sie ge­
eigneten Schulart über. Eine Nichtversetzung in den Klassen 5 und 6 soll es 
künftig nicht mehr geben.19 
Für Sachsen-Anhalt wurde nach einem Jahr Schulreformgesetz in der 
Praxis für den allgemeinbildenden Bereich folgende Bilanz gezogen: 
Die Sekundarschule als Kernstück des Schulsystems hat sich durchge­
setzt, da ihre Abschlüsse bundesweit anerkannt werden. Die inhaltliche Re­
form der Schule ist vollzogen und wird weitergeführt. Sachsen-Anhalt hat 
als einziges ostdeutsches Bundesland eigenständige, flächendeckende Rah­
menrichtlinien im Schuljahr 1991/92 eingeführt, wodurch in allen Fächern 
neue Lerninhalte den Unterricht bestimmen. Trotz finanzieller Knappheit 
wurden und werden Schulbücher unentgeltlich ausgegeben. Die Betreuung 
der Kinder in Schulhorten ist gesichert. 
Für die Erarbeitung von Rahmenrichtlinien und "Einheitlichen Prüfungs­
anforderungen in der Abiturprüfung" wurden 300 Lehrkräfte und Hoch­
schullehrer in 65 Kommissionen berufen. In diesem Zusammenhang wurden 
Arbeitsgruppen für folgende Bereiche bzw. Unterrichtsfächer gebildet: evan­
gelischer und katholischer Religionsunterricht in allen Schularten; alle Fä­
cherbereiche der Sonderschule für Geistigbehinderte; alle Fächer der Fach­
oberschule; die schulspezifischen Fächer der Fachgymnasien; Rechtskunde, 
Spanisch, Italienisch, Tschechisch an Gymnasien und Englisch an Fachschu­
len. Diese Kommissionen erstellen in 12 Fächern Prüfungsanforderungen für 
das Abitur. Die neuen Rahmenrichtlinien und Prüfungsanforderungen sollen 
noch in diesem Jahr als Entwürfe fertiggesteIIt werden und dann das gesetz­
lich vorgeschriebene Anhörungsverfahren durchlaufen. Voraussichtlich zu 
Beginn des Schuljahres 1993/94 könnten sie dann in Kraft treten. 
Bei der Novellierung des Schulreformgesetzes bis zum 31.12.1992 soll 
an der Struktur des eingeführten Schulsystems im allgemeinbildenden Be­
reich festgehalten werden. Die Novellierungsvorschläge betreffen daher nur 
Einzelaspekte wie: die Überarbeitung des Bildungs- und Erziehungsauftra­
ges, die Neubestimmung von Aufgaben einzelner Bildungsbereiche, die wei­
tere Öffnung der Schule für individuelle Interessen und Bedürfnisse der Kin­
der, das demokratische Mitspracherecht aller am Schulleben Beteiligter, die 
Aufgaben und Kompetenzen der Schulverwaltung. Ein erster Entwurf liegt 
vor, zu dem eine öffentliche Anhörung durchgeführt wird.20 Damit wird 
nicht nur aktuellen Erfordernissen Rechnung getragen, sondern es werden 
auch Problemkreise, wie z. B. die Demokratisierung von Schule und die Er­
ziehungsverantwortung der Eltern, aufgegriffen und in die Realität umge­
setzt, die von mutigen Lehrern, Schulleitern und Wissenschaftlern in Vorbe­
reitung des IX. Pädagogischen Kongresses 1989 zur Veränderung des Bil­
dungswesens in der DDR benannt wurden.21 
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Im Freistaat Sachsen wurden zum 31. Juli 1992 alle bis dato existieren­
den Polytechnischen (POS) und Erweiterten Oberschulen (EOS) geschlos­
sen. An ihre Stelle traten zu Beginn des neuen Schuljahres, am 1. August, 
die im Schulgesetz bestimmten Schularten Grundschule, Mittelschule und 
Gymnasium für den allgemeinbildenden Bereich. Die Funktionen der Schul­
leiter und stellvertretenden Schulleiter an POS und EOS endeten gleichfalls 
am 31. Juli. Das bedeutete, daß zu Beginn des neuen Schuljahres sämtliche 
Schulleitungen personell neu zu besetzen waren. Die Lehrer konnten sich für 
eine Schule der neuen Struktur bewerben. 
Seit Beginn des Schuljahres 1992/93 gelten für die neu eingerichteten 
Schularten selbstverständlich neue Stundentafeln. Gesonderte Regelungen 
sind für sorbische bzw. Schulen im deutsch-sorbischsprachigen Raum in 
Kraft getreten. 
Alte, bereits für das Schuljahr 1991/92 überarbeitete Lehrpläne gelten 
noch für die Klasse 10 der Mittelschule in den Fächern Technik und zweite 
Fremdsprache. In den 10. Klassen der Förderschulen, die an Abschlußprü­
fungen teilnehmen, sowie in allen Fächern der Klasse 12 des Gymnasiums 
wird auf grund des bevorstehenden Abschlusses bzw. der Prüfungen eben­
falls noch nach den Richtlinien des Schuljahres 1991/92 unterrichtet. 
Evangelischer Religionsunterricht wird zunächst in Klasse 5 und 9 er­
teilt. Auf den Unterricht aus Klasse 5 aufbauend wird in Klasse 6 dieses Un­
terrichtsfach weitergeführt. Katholischer Religionsunterricht wird in allen 
Klassenstufen unterrichtet. Ethik wird mit Beginn des neuen Schuljahres in 
Klasse 5 und 9 eingeführt. Schüler dieser Klassen, die nicht am Religionsun­
terricht teilnehmen, sind verpflichtet, das Fach Ethik zu besuchen. In den 
Fällen, wo nur eines der Fächer angeboten werden kann, ist den Schülern ge­
stattet, sich ersatzlos von diesem Fach abzumelden. 
Kurse in Religion oder Ethik können in der Jahrgangsstufe 11 der gym­
nasialen Oberstufe am Gymnasium erteilt werden, wenn in den Klassenstu­
fen 5 und 9 im jeweiligen Fach die Durchführung des Unterrichts gesichert 
ist.22 
Für alle Schüler der 4. Klassen wird, wie bereits in allen anderen ostdeut­
schen Bundesländern auch, nach Beratung mit den Eltern zum Ende des 1. 
Schulhalbjahres eine Biidimgsempfehlung zusammen mit dem Halbjahres­
zeugnis gegeben. Dieser Fakt ist hervorhebenswert, weil dadurch, daß die 
Erziehungsberechtigten den Bildungsweg ihres Kindes nun selbst auswählen 
können, auch unter diesem Gesichtspunkt mit der DDR-Tradition gebrochen 
wird. 
Schüler der Klassen 6 und 10, die in ein Gymnasium aufgenommen wer­
den möchten, erhalten von ihrer Schule eine Bildungsempfehlung auf Antrag 
der Erziehungsberechtigten. Den Übergang nach Klasse 10 in ein berufliches 
Gymnasium regeln gesonderte Vorschriften. 
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Schüler der Klasse 4, die keine Bildungsempfehlung für das Gymnasium 
erhalten haben, können auf Antrag der Eltern vorläufig die Klasse 5 des 
Gymnasiums besuchen, in der Englisch als erste Fremdsprache erteilt wird. 
Am Ende der 6. Klasse wird erneut eine Bildungsempfehlung gegeben. Wird 
diese dann für die Mittelschule erstellt, sind die Schüler verpflichtet, an die 
Mittelschule überzutreten. Für diese Schüler ist der Antrag um Aufnahme in 
ein Gymnasium nach Klasse 6 ausgeschlossen. Ein derartiger Antrag ist 
nach Klasse 10 hingegen wieder zulässig. 
Schüler der Klassen 6 und 10, die ein Gymnasium besuchen möchten, je­
doch die Bildungsempfehlung für die Mittelschule erhalten haben, nehmen 
an einer Eignungsprüfung teil.23 
Obgleich die Mittelschule nach berufsbezogenen Aspekten differenziert 
gestaltet wird, bietet si� relativ einheitliche Rahmenbedingungen. Damit 
sind Schüler und Eltern nicht vor die häufig schwierige Wahl zwischen ver­
schiedenen Schularten einer Bildungsstufe und möglichen Übergänge ge­
steilt Dennoch wird zu unterschiedlichen Zeitpunkten der Zugang zu ande­
ren Schularten, z. B. der Wechsel zum Gymnasium, ermöglicht 
Wie im Schulgesetz24 ausgewiesen, umfaßt die gymnasiale Oberstufe die 
Jahrgangsstufen 11 und 12. Der Übergang von der 11. zur 12. Jahrgangsstu­
fe erfolgt ohne Versetzungsentscheidung. 
Voraussetzung für den Eintritt in die gymnasiale Oberstufe ist der erfolg­
reiche Abschluß der Klasse 10 des Gymnasiums. Schüler der Mittelschule, 
die über einen mittleren Bildungsabschluß verfügen, müssen vor Eintritt in 
die gymnasiale Oberstufe die Jahrgangsstufe 10 am Gymnasium besuchen. 
Der Unterricht in der gymnasialen Oberstufe wird in Grund- und Lei­
stungskursen erteilt Leistungskurse werden mit 5, Grundkurse in sprachlich­
literarischen und mathematisch-naturwissenschaftlichen Fächern m:it 3 und 
Grundkurse in gesellschaftswissenschaftlichen und musisch-künstlerischen 
Fächern mit 2 Wochenstunden unterrichtet. Leistungskurse können im Ver­
laufe der Oberstufe nicht gewechselt werden. Grundkurse werden jeweils für 
ein Jahr gewählt Am Grundkurs müssen mindestens 12 Schüler, am Lei­
stungskurs mindestens 10 Schüler teilnehmen. Kleinere Kurse sind nur in 
begründeten Ausnahmen zulässig. 
Die Wochenstundenzahl beträgt 30 Unterrichtsstunden. Halbjährlich 
wird ein Zeugnis erteilt. Die Gesamtbewertung jedes Kurshalbjahres ergibt 
sich aus einer Bewertung für die Leistungen in den Klausuren sowie aus 
einer Bewertung für die übrigen schriftlichen, mündlichen und praktischen 
Leistungen. Die Bewertung der Schülerleistungen erfolgt nach einem Punkt­
system.25 
Auch in Thüringen wurde das erste Schuljahr auf der Grundlage des 
vorläufigen Bildungsgesetzes26 absolviert. Dazu wurden die vierjährige 
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Grundschule, Regelschulen und Gymnasien eingerichtet Die Differenzie­
rung beginnt in der Regelschule in Klasse 7 und führt den Schüler entweder 
zum Haupt- oder zum Realschulabschluß. 
Das Gymnasium umfaßt die Klassenstufen 5-12 Für Schüler mit Real­
schulabschluß ist, wie in Sachsen, der Eintritt in eine dreijäbrige gymnasiale 
Oberstufe möglich. Im Entwurf des neuen Schulgesetzes - das vorläufige 
Bildungsgesetz wurde für eine Übergangszeit von zwei Jahren am 25. März 
1991 erlassen - wird wie bisher die Möglichkeit offen gelassen, sowohl nach 
der vierten, als auch nach der fünften oder sechsten Klasse zum Gymnasium 
zu wechseln. Damit wird in Thüringen nach wie vor auf die Einrichtung 
einer klassischen Orientierungsstufe verzichtet27 Schülern aus den Klassen­
stufen 7 bis 9, die im Schuljahr 1991/92 nicht das Gymnasium besuchen 
konnten, weil noch keine Gymnasialklassen eingerichtet waren, wird jetzt 
die Möglichkeit eingeräumt, am Gymnasium das Abitur abzulegen. Der 
Weg zum Gymnasium ist an die Voraussetzung gebunden, daß in den Fä­
chern Deutsch, Mathematik und erste Fremdsprache, in der Grundschule 
Heimat- und Sachkunde, mindestens die Note "gut" erreicht wurde. Für 
Schüler der Klassenstufe 10 der Regelschule ist der Übertritt in die dreijäh­
rige Oberstufe des allgemeinbildenden Gymnasiums auch dann möglich, 
wenn anstelle der Leistungsvoraussetzung eine Empfehlung für diesen Bil­
dungsweg vorliegt oder eine Aufnahmeprüfung bestanden wurde. Eine sol­
che Prüfung ist nur dann zu absolvieren, wenn die Erziehungsberechtigten 
den Besuch des Gymnasiums ausdrücklich wünschen, aber keine Empfeh­
lung der abgebenden Schule vorliegt28 
Der Entwurf zum neuen Schulgesetz sieht vor, die Gesamtschule aus 
dem bisherigen Versuchsstadium herauszunehmen. Sie kann, wenn das Ge­
setz im Wortlaut des Entwurfes verabschiedet wird, bei Bedarf eingerichtet 
werden, wenn daneben das Angebot an allgemeinbildenden Schulen im ge­
gliederten Schulsystem gewährleistet ist 
Lehrerausbildung 
Die Schulreformgesetze der ostdeutschen Bundesländer, die sich nur 
grundsätzlich zur Lehrerausbildung äußern, gehen von einer zweiphasigen 
Lehrerausbildung aus. 
Für die Lehrerausbildung wurden in allen ostdeutschen Bundesländern 
im Verlaufe des Jahres 1992 entsprechende Verordnungen für das Erste 
Staatsexamen, den Vorbereitungsdienst sowie für das Zweite Staatsexamen 
erlassen bzw. vorhandene ergänzt 
Die in der DDR erworbenen Diplomlehrer-Examina in zwei bzw. drei 
Fächern sind auf Beschluß der Kultusministerkonferenz (5.10.1990) den Er­
sten Staatsexamen für die Lehrämter in der Sekundarstufe I, bei zusätzlichen 
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Qualifikationen auch dem Examen für das Lehramt an Gymnasien bzw. in 
der Sekundarstufe II, grundsätzlich gleichgestellt 
Die Grundschullebrerausbildung, die in der DDR an Instituten für Leh­
rerbildung stattfand, wurde aufgegeben und in Hochschulen und Universitä­
ten integriert 
Damit wurde eine wesentliche. Veränderung gegenüber der Lehrerausbil­
dung in der DDR vorgenommen, die für alle Schulstufen einphasig war. 
Darüber hinaus wurden die Ausbildungsinhalte grundsätzlich neu gestaltet, 
insbesondere vom hohen politisch-ideologischen Anteil befreit 
In Brandenburg haben 254 Studenten erfolgreich das Erste Staatsex­
amen nach neuem Recht abgelegt, das ihnen nach zweijährigem Referenda­
riat und abschließendem Zweiten Staatsexamen auch die Bewerbung um ein 
Lehramt in der Sekundarstufe II ermöglicht. Sie sind jeweils zur Hälfte in 
mathematisch-naturwissenschaftlichen bzw. historisch-philosophischen Fä­
chern ausgebildet.29 
In Mecklenburg-Vorpommern wurden 98 Referendare nach der neuen 
Ausbildungsstruktur für Haupt- und Realschulen ausgebildet. 45 von ihnen, 
die in sogenannten Mangelfachern, wie Englisch, Musik und Kunst, unter­
richten können, wurden zu Schuljahresbeginn in den Schuldienst berufen.30 
Resümierend läßt sich feststellen, daß in allen ostdeutschen Bundeslän­
dern die strukturelle Neugestaltung des Schulwesens vorerst im wesentli­
chen abgeschlossen, bzw. im Falle Sachsens eingeleitet wurde. Die bundes­
weite Anerkennung der äußerlich stark zur Zweigliedrigkeit tendierenden 
Schulsysteme im allgemeinbildenden Bereich lassen erste Schritte im Hin­
blick auf eine Liberalisierung der relativ strengen Drei- bzw. Viergliedrig­
keit in den alten Bundesländern erkennen. Daraus Rückschlüsse für mögli­
che Reformansätze in den westdeutschen Bundesländern ziehen zu wollen, 
wäre verfrüht, einseitig und oberflächlich. 
Bei der Überarbeitung der vorläufigen Schulreformgesetze werden u.a. 
Fragen der Schulaufsicht, der Schulverfassung und der Schulträgerschaft 
vertieft. 
Die inhaltliche Profilierung der einzelnen Unterrichtsfacher ist in allen 
Ländern Schwerpunkt der Aktivitäten von Bildungspolitikern, Lehrern und 
Wissenschaftlern. Dieser Prozeß wurde eingeleitet und wird auch künftig die 
Entwicklung in den einzelnen Schulsystemen bestimmen und Konsequenzen 
für andere Bereiche, z. B. die Lebreraus-, -fort- und -weiterbildung, nach 
sich ziehen. 
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